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Weltsozialforum in der Krise
Weniger Geld, Teilnehmende und mediales Interesse: Ist die globale linke Vernetzung ein Auslaufmodell?
In Zeiten der globalen Krise der Lin-
ken war es auf dem Weltsozialfo-
rum schwierig, an den Optimismus
derAnfangsjahre anzuknüpfen. Zum
Abschluss begeisterte Ex-Präsident
Lula da Silva seine Anhänger.

Von Niklas Franzen,
Salvador da Bahia

Sonne, Palmen, Kokoswasser: Das
Weltsozialforum (WSF) endete für
viele Teilnehmer*innen mit einem
Tag am Strand. Fünf Tage hatten Glo-
balisierungskritiker*innen und Anti-
kapitalist*innen im brasilianischen
Salvador da Bahia über Alternativen
zum Neoliberalismus diskutiert.
Hunderte Veranstaltungen, Work-
shops und Demonstrationen fanden
in der tropischen Hitze der Küsten-
metropole statt.
Mauri Cruz ist glücklich über den

Ausgang der letzten Tage. »Wir ha-
ben viele Hürden übersprungen«, sagt
der Aktivist dem »nd«. Monatelang
hatte er an den Vorbereitungen des
WSF mitgewirkt, bei ihm liefen viele
Fäden zusammen. »Viele wichtige
Fragen wurden diskutiert und De-
batten angeregt – jetzt kommt es da-
rauf an, daran anzuknüpfen und sie
weiterzuführen.«
Das WSF stand unter keinen guten

Vorzeichen. Das Budget war so ge-
ring wie nie zuvor. »Es war im Prin-
zip ein Weltsozialforum ohne Geld«,
meint Cruz. Im Jahr 2005 steuerte die
Regierung der Arbeiterpartei (PT) gut
ehn Millionen Euro bei. »In diesem
Jahr haben wir keinen Cent von der
Regierung bekommen.« An vielen
Stellen wirkte die Organisation cha-
otisch: Ein wirkliches Programm gab
es nicht, oft musste improvisiert wer-
den. Die regelmäßigen Stromausfälle
gehörten da noch zu den kleineren
Problemen.
Und warum gerade Salvador? »Es

war extrem wichtig, dass das Welt-
sozialforum hier stattgefunden hat«,
sagt der prominente afrobrasiliani-
sche Aktivist Gilberto Leal, der an al-
len Weltsozialforen bisher teilnahm.
»Die Stadt ist historisch gesehen der
wichtigste Ort des schwarzen Wider-
stands in Brasilien.« Afrobrasiliani-
sche Organisationen drückten dem

WSF ihren Stempel auf – politisch und
kulturell. Aber auch indigene Grup-
pen, Klimaschützer*innen, Femi-
nist*innen und Gewerkschafter*in-
nen waren auf dem linken Megagip-
fel präsent. Vor allem weibliche und
junge Gesichter sah man auf dem
Campus der staatlichen Universität
von Bahia, wo ein Großteil der mehr
als 1000 Veranstaltungen stattfand.
Der heimlicheHöhepunkt sollte die

»Versammlung zur Verteidigung der
Demokratie« werden, zu der mehrere
ehemalige Staatschefs aus ganz La-
teinamerika angekündigt wurden.
Das Event fand im Fußballstadion
statt, das sich nur spärlich füllte. Sta-
dionatmosphäre kam erst auf, als
Brasiliens Ex-Präsident Luiz Inácio
»Lula« da Silva die Bühne betrat und
wie gewohnt eine flammende Rede
hielt. Gerade im armen Nordosten hat
der charismatische, ehemalige Ge-
werkschaftsführer immer noch viele
Anhänger*innen. Eine davon ist Mal-
vina Joana de Lima. »Lula hat mein

Leben verändert«, sagt die Mittsech-
zigerin mit buntem Turban auf dem
Kopf und Lula-Porträt in der Hand.
»Durch seine Regierung habe ich die
Möglichkeit erhalten, eine Ausbil-
dung zu machen. Vorher habe ich
mich nicht als Bürgerin gefühlt.«
Die Veranstaltung war jedoch vor

allem eines: Wahlkampf für die
schwer angeschlagene PT. Lula er-
klärte, er werde niemals aufhören zu
kämpfen. Jüngst wurde er in zweiter
Instanz wegen passiver Korruption
und Geldwäsche verurteilt. Damit
kann Lula voraussichtlich nicht bei
den Wahlen im Oktober antreten. Ein
Desaster für die Linke, die keine rea-
listische Alternative aufbieten kann.
Von den angekündigten Politikern

kam schließlich nur der hondurani-
sche Ex-Präsident Manuel Zelaya, der
2009 nach einem juristisch fragwür-
digen Verfassungskonflikt vom Mili-
tär gestürzt worden war. Der Abend
wirkte eher wie ein schlecht besuch-
tes Konzert gealteter Rockgrößen.

Überschattet wurde das WSF von
dem brutalen Mord an der schwar-
zen Linkspolitikerin und Menschen-
rechtsaktivistinMarielle Franco in Rio
de Janeiro. Die 38-Jährige galt in ih-
rer Heimatstadt als eine der lautes-
ten Stimmen gegen Polizeigewalt und
Rassismus. Alles deutet darauf hin,
dass die Polizei oder das Militär für
den Mord verantwortlich ist. Zeit-
weise wurde das WSF gestoppt, Hun-
derte Teilnehmer*innen zogen in ei-
ner Spontandemonstration über den
Campus der Universität. Ihre Forde-
rung: »Gerechtigkeit für Marielle«.
Mit rund 20 000 Anmeldungen ka-

men weniger Teilnehmer*innen als
erhofft. Auch das mediale Interesse
war gering. Wurden die Gipfel in der
WSF-Geburtsstadt Porto Alegre von
der Weltpresse begleitet, war das
Treffen in Salvador vielen Zeitungen
nur eine Randspalte wert. Zudem
machten sich wenige ausländische
Aktivist*innen auf den Weg in den
brasilianischen Nordosten. Und auch

viele soziale Bewegungen aus Brasi-
lien blieben fern. Ist das Modell einer
mehrtägigen, weltweiten Vernetzung
linker Kräfte ausgelaufen? Darüber
herrscht Uneinigkeit. Hinter vorge-
haltener Hand vermuten WSF-Vete-
ranen, dass es der letzte linke Gipfel
gewesen sein könnte. Cruz sieht das
anders: »In diesen schwierigen Zeiten
gab es viele Probleme. Das diesjähri-
ge Weltsozialforum hat aber die Not-
wendigkeit gezeigt, ein Treffen dieser
Art abzuhalten.« Das nächsteWSF sol-
le wieder zeitgleich mit dem Davoser
Weltwirtschaftsforum stattfinden.
»Wir brauchen diesen Gegenpunkt.«
»Eine andere Welt ist möglich« –

in Zeiten einer globalen Krise der Lin-
ken war es auf dem diesjährigen WSF
schwierig, diese optimistische Lo-
sung der Anfangsjahre mit Hoffnung
zu füllen. Jedoch hat sich auch in Sal-
vador gezeigt, dass es gerade auf lo-
kaler Ebene Alternativen gibt – und
der Widerstand gegen den neolibe-
ralen Kapitalismus lebt.

Versteht es immer noch, seine Anhänger zu begeistern: Ex-Präsident Lula da Silva. Foto: AFP/Lucio Tavora

57 000 Schusswaffen und ein Raketenwerfer
Australien sammelt mit einer Amnestie Waffen ein / Schießsportvereine finden großen Zulauf

Nach einem Massaker 1996 wurden
die bis dahin laxen australischen
Waffengesetze verschärft. Die Waf-
fenlobby unterstützt rechte Partei-
en, die für eine Aufweichung der Ge-
setze sind – und hat damit Erfolg.

Von Michael Lenz

»Na also, geht doch«, möchte man an-
gesichts des Erfolgs einer Waffen-

amnestie in Australien den Vettern im
fernen Nordamerika zurufen. Tau-
sende unregistrierte Schusswaffen
aller Art wurden von Juli bis Sep-
tember 2017 im Rahmen einer Am-
nestie den australischen Behörden
ausgehändigt. Insgesamt trennten
sich die Aussies freiwillig von mehr
als 57 000 Schusswaffen, wie es im
dieser Tage vom Innenministerium in
Canberra veröffentlichten »National
Firearms Amnesty 2017 Report«
heißt.
Innenminister Angus Taylor wer-

tete die Waffenamnestie als »groß-
artiges Beispiel« für die Zusammen-
arbeit zwischen Behörden und der
Öffentlichkeit zur Verbesserung der
Sicherheit. »Diese unregistrierten
Waffen von der Straße wegzubekom-
men, heißt, dass sie nicht in die Hän-
de von Kriminellen fallen können, die
mit ihnen das Leben unschuldiger
Australier gefährden könnten«, be-
tonte Taylor.
Australiens Waffengesetzgebung

war 1996 nach einem Massaker in
Port Arthur auf Tasmanien verschärft
worden. Der damals 28 Jahre alte,
geistig verwirrte Martin Bryant tötete
mit zwei Sturmgewehren 35 Men-
schen, darunter viele Kinder. Neben
der Verschärfung der bis dahin la-
schenWaffengesetzgebung stellte der
konservative Premierminister John
Howard mehrere Millionen für den
Aufkauf Hunderttausender Gewehre
bereit.
Seit der Verschärfung des Waf-

fenrechts vor über zwei Jahrzehnten
gab es in Australien keine tödlichen
Massaker mehr, hieß es in einer im
Juni 2016 veröffentlichten Studie von
Simon Chapman, Professor für Öf-
fentliche an der Universität Sydney.
Zudem sei die Zahl der Tötungsde-

likte mit Schusswaffen zurückgegan-
gen.
Also alles gut in Australien? Nicht

ganz. Die strenge Gesetzgebung hat
paradoxerweise auch zu einem mehr
an Waffen geführt. Inzwischen sind
mehr Revolver und Gewehre im Um-
lauf als vor Port Arthur, weiß Philip
Alpers, Gründungsdirektor von Gun-
Policy.org, einem globalen For-
schungsprojekt der Sydney School of
Public Health. Zwar habe die Zahl der
bewaffneten Haushalte stark abge-
nommen, aber die Waffennarren leg-
ten sich zunehmend wahre Waffen-
arsenale zu.

Wer eineWaffe erwerbenwill,muss
genau begründen, wofür er sie
braucht. Bei Jägern und Landwirten
in den Weiten des Outback ist dies of-
fensichtlich. Bei Städtern nicht. Da
muss man Mitglied eines Schießsport-
vereins sein. Seit der Verschärfung der
Waffengesetzgebung schossen solche
Gruppen wie Pilze aus dem Boden,
heute haben sie 180 000 Mitglieder –
1996 waren es nur 50 000. Die Aus-
tralische Sportschützenvereinigung
SSAA ist inzwischen dank der Mit-
gliedsbeiträge der wohlhabendste
Hobbysportverein des Landes.
Ihre Millionen nutzt die SSAA wie

auch der Dachverband der Waffen-

hersteller und -importeure für politi-
sche Lobbyarbeit zur Aufweichung
der Waffengesetzgebung. Unterstützt
werden sie vor allem von kleinen
rechten Parteien. Die sind zwar dank
des Mehrheitswahlrechts relativ un-
bedeutend, aber das erklärte Ziel der
Waffenlobby ist es, den Platzhirschen
unter den Parteien – Labor und Li-
berale – Wähler abspenstig zu ma-
chen. Der Plan scheint aufzugehen:
Gerade erst hat die konservative Li-
berale Partei in Tasmanien die Wahl
auch mit dem Versprechen der Lo-
ckerung der Waffengesetzgebung ge-
wonnen.
Roland Browne sieht diese Ent-

wicklung mit Schaudern. Statt die
Waffengesetze aufzuweichen, fordert
der Vizevorsitzende der Waffengeg-
nervereinigung »Gun Control Austra-
lia« eine striktere Durchsetzung der
bestehenden Gesetze. Die Waffengeg-
ner erfreuen sich dabei des Wohl-
wollens der meisten ihrer Landsleute.
»Das Gute, was Port Arthur bewirkt
hat, sind die strengen Waffengesetze.
Die Australier stehen dazu als Zei-
chen der Hoffnung«, schreibt Browne
in einer E-Mail aus dem tasmanischen
Hobart an das »nd«.
Bei der aktuellen Waffenamnestie

liegt mit 24 831 ausgehändigten
Schusswaffen der Bundesstaat New
South Wales an der Spitze, gefolgt
von Queensland mit 16 374. Unter
den Waffen mit historisch-antiquari-
schem Wert befanden sich einige Pis-
tolen aus dem 19. Jahrhundert. Und
ein deutsches Maxim-Maschinenge-
wehr aus dem Ersten Weltkrieg. Für
Schlagzeilen aber sorgte ein Privat-
mann aus Queensland, der mit ei-
nem für den Hausgebrauch eher un-
gewöhnlichen Schießgerät anrückte –
einem Raketenwerfer.

»Diese unregistrierten
Waffen von der Straße
wegzubekommen, heißt,
dass sie nicht in die
Hände von Kriminellen
fallen können.«
Angus Taylor, Innenminister
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Trump feuert
Ex-Vizechef
des FBI
John McCabe dürfte Teil
seiner Pension verlieren

Washington. US-Präsident Do-
nald Trump hat einen neuen Fron-
talangriff gegen das FBI gestartet
und die jüngste Entlassung von Ex-
Vizechef John McCabe gefeiert.
Sein Anwalt John Dowd forderte
das Justizministerium auf, nun
unverzüglich die FBI-Russland-
Untersuchungen unter Sonderer-
mittler Robert Mueller einzustel-
len. Sie seien von vorn herein ein
Fehler und »korrumpiert durch
politische Vorurteile« gewesen.
Kritiker werteten die Umstände

der Entlassung als weiteres Zei-
chen für systematische Versuche
Trumps, die Ermittlungen loszu-
werden. McCabe war am Freitag-
abend von Justizminister Jeff Ses-
sions gefeuert worden – zwei Ta-
ge vor dem 50. Geburtstag, an dem
er ohnehin vorzeitig in den Ruhe-
stand gehen wollte. Mit der Ent-
lassung kurz davor könnte er ei-
nen Teil seiner Pension verlieren.
Trump hatte seit Monaten mas-

siv gegen McCabe geschossen.
Dieser war bereits Anfang 2018
von seinem Posten als FBI-Vize
zurückgetreten und seitdem ein
einfacher Beamter. In der Vergan-
genheit hatte er zeitweilig unter
dem vor zehnMonaten von Trump
gefeuerten FBI-Direktor James
Comey gearbeitet. McCabe hatte
auch die Aufsicht über die Unter-
suchungen in der E-Mail-Affäre
um Trumps demokratische Wahl-
rivalin Hillary Clinton. Diese Er-
mittlungen führten zu keiner
Strafverfolgung – was Trump bis
heute wütend macht. dpa/nd

NACHRICHTEN

Muss der Brexit
verschoben werden?
London. Wegen der schleppenden
Verhandlungen muss der britische
EU-Austritt nach Einschätzung des
Brexit-Ausschusses des Londoner
Parlaments womöglich verscho-
ben werden. In zentralen Fragen
wie einer weiter offenen Grenze
zwischen Nordirland und der Re-
publik Irland seien kaum Fort-
schritte erzielt worden, hieß es am
Sonntag in einem neuen Bericht
der Brexit-Kommission. »Wenn
grundlegende Aspekte der künfti-
gen Partnerschaft imOktober 2018
noch vereinbart werden müssen,
sollte die Regierung eine begrenz-
te Ausweitung des Zeitraums ge-
mäß Artikel 50 anstreben.« Dieser
sieht eine zweijährige Frist vor, die
am 29. März 2019 endet. AFP/nd

Merkel sieht EU in einer
»entscheidenden« Zeit
Berlin. Kanzlerin Angela Merkel
(CDU) sieht die EU in einer »ent-
scheidenden« Zeit. »Einmal, weil
Großbritannien die Europäische
Union verlässt, aber auch, weil wir
spüren, wie uns die internationa-
le Lage zum Handeln verpflich-
tet«, sagte Merkel in ihrem Video-
Podcast. Sie kündigte eine enge
Zusammenarbeit mit Frankreichs
Präsident Emmanuel Macron an.
Zusammen wollten Deutschland
und Frankreich Themen in An-
griff nehmen, »die man nicht auf
der nationalen Ebene alleine lö-
sen kann«, sagte Merkel. Dazu ge-
hörten die wirtschaftliche Stärke
und die langfristige Stabilisierung
des Euro. AFP/nd

USA suchen Verbündete
bei Iran-Atomdeal
Wien. Im Streit um die Zukunft des
Atomabkommens mit Iran versu-
chen die USA, neben Deutschland
auch Großbritannien und Frank-
reich für Nachverhandlungen zu
gewinnen. Ziel von US-Präsident
Donald Trump sei es, die drei Län-
der bis zum 12. Mai an Bord zu ho-
len, sagte der US-Gesandte Brian
Hook am Freitag nach Gesprächen
in Wien. Der Termin gilt als mög-
liche Frist für die Wiedereinfüh-
rung von US-Sanktionen gegen
Iran – dies könnte das Ende des
Abkommen bedeuten. dpa/nd

Ex-Vizepräsident in
Iran festgenommen
Teheran. In Iran ist ein weiterer
Ex-Vizepräsident festgenommen
worden. Gründe wurden zu-
nächst nicht bekannt. Esfandiar
Rahim Maschaei war einer der
engsten Vertrauten des früheren
Präsidenten Mahmud Ahmadi-
nedschad. Er hatte am Freitag vor
laufenden Kameras eine Kopie des
Urteils gegen einen anderen Ex-
Vizepräsidenten, Hamid Baghaei,
verbrannt. Baghaei war wegen
Korruption zu 15 Jahren Haft ver-
urteilt worden. dpa/nd


